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Änderung des Bundesgesetzes über die Unfallversicherung (UVG) i. S. Finanzierung der Stif-

tung Entschädigungsfonds für Asbestopfer; Vernehmlassung 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Der Regierungsrat des Kantons Aargau bedankt sich für die Gelegenheit, zur Änderung des Bundes-

gesetzes über die Unfallversicherung (UVG) Stellung nehmen zu können.  

Wir teilen die vom Eidgenössischen Departement des Innern im Vernehmlassungsentwurf vertretene 

Auffassung, dass Krebserkrankungen (Lungenkrebs) bei einer früheren Asbestexposition häufig erst 

Jahrzehnte nach der Exposition (zum Beispiel während Bautätigkeiten zwischen 1950 und 1970 mit 

Verwendung von asbesthaltigen Bauprodukten) auftreten. Nicht alle Geschädigten können gegen-

über den Krankenversicherungsleistungen vorteilhaftere Leistungen der Unfallversicherung bezie-

hen, weil sie entweder nicht beruflich exponiert waren oder weil entsprechende Verjährungs- und 

Verwirkungsfristen bereits abgelaufen sind – auch wenn der Bundesgesetzgeber diese Fristen mitt-

lerweile um zehn Jahre verlängert hat. Der Regierungsrat anerkennt auch, dass aufgrund des im Be-

richt erwähnten Urteils des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte Handlungsbedarf be-

steht, und dass die Betroffenen oder ihre Angehörigen nicht infolge abgelaufener Fristen in ihrem 

völkerrechtlichen Anspruch auf ein faires Verfahren beeinträchtigt werden dürfen.  

Wenngleich der Regierungsrat bedauert, dass sich die Vertreter der Wirtschaft im Sinne des Verur-

sacherprinzips nicht mehr oder nicht mehr ausreichend mit freiwilligen Leistungen an einer Finanzie-

rungslösung beteiligen, begrüsst er die am Runden Tisch geschaffene Lösung mit der Errichtung  

einer ausreichend finanzierten Stiftung, die im Sinne des erwähnten Urteils Leistungen an Opfer oder 

ihre Angehörigen erbringen kann.  

Der Regierungsrat stimmt der vorliegenden Änderung des UVG, die sich ohne finanzielle Auswirkun-

gen auf die Kantone auf Ertragsüberschüsse der Unfallversicherung beschränkt, zu. 
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Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Vernehmlassung. 

Freundliche Grüsse 

Im Namen des Regierungsrats 

Dr. Markus Dieth 

Landammann 

Joana Filippi 

Staatsschreiberin 
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